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Neues helvetisches Tagblatt.
(Fortsetzung des schweitzerischen Republikaners)

Herausgegeben von Escher und Ufteri/ Mitgl. der gesetzg. Räthe.

«

Band I- X. XX- « Bern, 5. Aug. 17YY. (i8. Thermid. VII.)

V 0 llz. Direktorin m.

Beschluß vom 29. Jul.
Das Vollziehungsdirekcorium der einen und uu-

theilbareu helvelischen Republik

In Erwägung der Nothwendigkeit der genaue?
sien Ersparung der Materialien bei den Bureaux
und folglich der erforderlichen Verantwortlichkeit der
Autoritäten fur jeden Mißbrauch, der in ihren Kanz?.
leyen von denselben gemacht werden könnte;

Nach Anhörung seines Ministers des Innern
beschließt:

1. Wenn die Rechnungen gestellt werden, sollen
alle diejenigen, welche die Unkosten von den Kauz?
leyen der Kantonsautoritaten betreffen/ vorlaufig
von der Verwaltungskammer geprüft, und von ihr
mit Bemerkungen begleitet werden.

2. Die Rechnung der Kammer selbst soll der
Regierungsstatkhailer untersuchen, und alle diesem?
gen Ausgaben bemerken, die nicht gan; nothwendig
gewesen.

Z. Hierauf übersendet sie der Regierungsststt?
Halter zur Untersuchung an denjenigen Minister, in
dessen Fach sie gchèrcn. ^4. Endlich überreichen sie die Minister dem Dî?
rektorium; nachdem sie die verschiedenen Gegen?
Aude, die der Kanzleidienst bedarf, sorgfaltig clas?

sisiziret, und über die das Jahr durch erfolgten
Ausgaben ein summarisches Vcrzeichniß beigefügt
haben werden.

5. Die Rechnungen aller andern Minister, der
Justiz, des Innern, des Kriegs, der auswärtigen
Geschäfte, der Künste und Wissenschaften sollen
von dem Finanzminisier untersucht werden, so wie
hingegen die Rechnungen dieses leztern von demje?
uigen Münster, den hiezu das Direktorium be?
stimmen wird.

Alle diese Rechnungen sollen ebenfalls dem D"
rektorium überreicht werden.

6. Jeder Minister wird beauftragt, ungesäumt
«n alle Autoritäten seines Departements ein Circu?

lar ergehen zu lasse», worinn er ihnen im Namen
des Direktoriums erklärt, daß in den Rechnungen
für den Unterhalt ihrer Bureaux kein Artikel gebil?
liget werden sott dessen Gebrauch nicht als
unumgänglich nothwendig zu rechtfertigen ist; der?
gestalt, daß die Bezahlung der nicht zuläßigen Ar?
tikel ihnen selbst zur Last fallen soll.

7. Die gleiche Maßnahme wird auch bei den
Rechnungen der Minister beobachtet.

8. Gegenwärtiger Beschluß wird an die sechs
Minister ausgefertigt; der Minister des Innern
wird es den Regierungsstatthaltern, und diese wer?
den es den übrigen Kantonsautoritäten bekannt
machen.

Also beschlossen in Bern den 29. Jul. 1799.
Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,

L a h a r p e.

Im Namen des Direktoriums, der Geu. Sekr.
Mousson.

Beschluß vom zc>. Jul.
Das Vollziehuiiasdirektorium der helvetischen

einen und unlheiibaren Republik,
In Erwägung, daß den Gerichtschrciberen ihre

zahlreichen Geschäfte nicht erlauben, auf die Ein?
zithung der Gefalle von der Handanderung und auf
den Rechtstried gegen saumselige Schuldner, ihre
ganze Sorgfalt zu wenden;

In Erwägung, daß die langsame Einziehung
obiger Auflage, die doch einen Hauptzweig der öf?
ftntiichen Einkünfte ausmachen soll«, die Republik
ausser Stand sezt, ungesäumt von tcnG.ldern, die aus
dieser Quelle stießen sollten, Gebrauch zu machen;

In Erwägung, daß die häufigen Betriegcreien,
die bei der Entrichtung dieser Auflage vorgehen,
gesezliche Vorkehr gegen dieselben unumgänglich
nothwendig machen.

In Erwägung endlich, daß es aus eben diesen
Gründen nicht weniger nothwendig ist, in der un?
term 2. Apr. 1799. den Distrikrsschreibern ertheilte»
Vorschrift, vermög welcher sie zur Beziehung der
Handänderungs? Rechte und zur Beförderung des



Schuldentriebes beauftragt waren, eine'Abânde-
rung zu treffe»;

Nach angehörtem Bericht seines Finanzministers

beschließt:
1. Die öffentlichen Notarien, oder diejenigen,

die durch das Gese; zur Ausfertigung jeder Art von
Kauft Vergabungs- oder Transaktions - Akten für
welche Einregistrirnngs-Gebühren bezahlt werden
müßen, bevollmächtigt sind, sind von nun an ge-
halten, sogleich bei Ausfertigung der Akte selbst das
Handandcrungs - Recht so zu beziehen, wie es durch
das Gesez vom 17. Oct. bestimmt ist.

2. Für die Beziehung weiset dem Notarius die

Nation keine Entschädigung an.
g. Sogleich nach der Beziehung der Abgabe

müßen sie darüber ungesäumt den Distriktsschrerder
benachrichtigen, und regelmäßig alle 14 Tage den

Ertrag dieses Rechtes in die Kaste des Distrikts-
Einnehmers einliefern.

4. Wer durch irgend eine Art von Ankauf,
Vergabung, Erbschaft oder Handànderung etwas
an sich bringt, soll dem Distrikkschreiber den Ge-
genstand seiner Besiznahme anzeigen, und die Akre

sobald sie ausgefertigt ist, und dafür die Gebühr
bezahlt worden, cinregisirieren lassen.

Dieses Recht beziehen fernerhin die Distciktschrci-
ber selbst unmittelbar von allen denjenigen Hand-
anderungen, die nicht durch Nolariatsakten stipm

lirt sind.
Z. Keine Art Uebereinkunft wird vor Gerichte

gültig erkennt, bevor dafür dem zur Ausfertigung
dör Akte beauftragten Notar die gcsezliche Taxe be-

zahlt, und die Akte von dem Disiriktschreiber ein-

registrirt worden.
6. Die in der Vorschrift vom 2. April enthal-

tenen Verfügungen, welche die Art und Weise be-

stimmen, nach der isich die Republik im Falle der

Verweigerung oder Verzögerung der Entrichtung
des Handänderungsrechts selbst bezahlt mache»

wird, bleiben in ihrer bisherigen Kraft und Gül-
îigkeit.

7. Die Distriktsschreiber sind unter ihrer Ver-
antwortlichkeit gehalten, über alle Handänderungen
in ihrem Distrikte zu wachen, sie genau zu control-
liren, und alle vierzehn Tage dem D-striktseinneh-
ein genaues Verzeichnis; der bei ihnen einregistrir-
ten Akte zuzustellen, damit es dem besagten Ein-
nehmer bei Einlieferuns der Summen, die ihm von
den Notarien zufließen, zur Controlle diene.

«. Zur Vollziehung des gegenwärtigen Beschluss
ist der Finanzminister beauftragt, welcher dem Tag-
blatt der Gesetze beigcrükt werden soll.

Folgen die Unterschriften.

;

Gesezgebung.
Grosser Rath, 29 Iul.

(Fortsetzung.)
Guter federt Verweisung an die Militärcom-

mission. Angenommen.
Das Direktorium fodert, daß die Cassations-

begehren an den obersten Gerichtshof auf einige Zeit
beschränkt werden. Auf Se er elan s Antrag wird
diese Bolhschast an die Commission über Organisa-
tion der öffentlichen Gewalten gewiesen.

Die Berathung über das Gutachten wegen der

Erneuerung des Senats wird wieder vorgenommen.
Gmür sagt: B. Carrard hatte Recht; die

ersten Jahre einer jungen Republik sind in sehr vie-

lcn Betrachtungen die wichtigsten. Alle Staats-
bürgcr sollen daher, in gehörigem Gleichgewicht,
durch ihre Repräsentanten dazu 'reden können.

Aber warum stellt man diesen, m einer dem»«

kratischen Regierung nnwiederlegbarcn Grundsatz erst

jczt auf?
Als wegen Abschaffung dar Zehnten und andern

wichtigen Dingen die Rede war, waren die Kan»

tone Sentis, Waldstätten, Bellen; und Lauis in

dem helvetischen Nach nicht repräsentirt, und doch

wurde darüber abgesprochen, als Härten auch diese

Kantone mitgestimmt — warum? damals wurde»

die Glieder der beiden Räche als helvetische, nicht

als Kantonsrcpräsentanten angesehen und beutelt;
damals war freilich auch obiger Grundsatz, den

man in diesen Augenbliken so hitzig im engsten

Verstände durchzusetzen sich bccifert, im Leman nicht

als Majoren anerkannt ; das damals herrschende ^n«

tcressc fodcrtc, diesen elektrischen Berührungspunkt
nicht ans dem Schlafe zu wcken; sein Erwachen

und Wirken hätte der Republik zu viel Gutes stiften

können.
Nun ändert sich der Schauplatz. Einige Kan«

tone fürchten, sie möchten noch nicht genug Einfluß

an der Lenkung des Steuerruders der RcrubM ha-

den. Wenn ich so auch nur oberflächlich die Vache

àberblikc, so kommt es mir vor, als hätten sie schon

zuviel, statt zu wenig. — Sie wollen daher den

sonst nie, in allwcg gerecht anerkannten Satz, da?

das Volk nach seiner Anzahl, auch seine Reprwcw
cante-i zu wählen habe, gleich diesen Herd»

>n Ausführung bringen. Man legt uns die sonder«

bare Art des Austrittes des Senats vor; man dc-

rechnet lins die Ersetzüng desselben ans Volkstadellen.

Sind diese sicher, richtig?
Einige meiner Aräovinanten haben klar gezeigt,

daß sie es nicht sind. Wie können wir alio naw

dieser Tabelle unser Rcvräscntationörecht bestimmen.
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